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Im Namen des Deut schon Volkes 

In der Strafsache gegen den Bauern F B 
in Niedere Omer (Kram es Arnsberg), flbnnestraße zur Zeit im 
St rafgefängnís in Bochum in St rajhajt, 
wegen Verbrechens gegen § 2 der RundfVD u.a; 

hat das Be ichsgericht, 4. Strafäenat, in der Sitzung 
vom 22. Hai 1942, an der teilgenommen haben 

als Richter 
der Senatspräsident Müller 
und die Retchegerichtsräte Dr. Schwarz, Dr.Schdfer, 
Dr. Francke und Dr. Hnckl, 

als Beamter der Staatsanwaltschaft: 
der Oberstaatsanwalt Lv. Hörehner, 

als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle 
der Sekretär Beyer, 

auf die Ntchtigkeítebeschwerde des Oberreichsanwalts 
nach› nflndl scher Verhandlung für Hecht erkannt: 

.Das Ur teil des Sondergerichts D o r t m u n d vom 17. Dezember 
1941 ,wird, soweit auf' Freisprechung erkannt worden ist, mit den 
ihm insofern zu Grunde liegenden tatsächlichen Feststellungen 
aufgehoben und die Sache in diesem Umfang zu neuer Verhandlung und 
ßhtscheidung an das Sondergerícht Dortmund zurückverwiesen. 

Von Rechts wegen 

Grunde 

14, 

.Das Sonderger seht hat folgenden tatsächlichen saclwerhalt 
festgestellt (UA. S. 4 Zi./s o.): 
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Am 25- .Härz 1941 war in Wien das Protokoll über den Beitritt 
von JUgoslawien zum Dre imächtepakt unterzeichnet worden. Die jugo= 
slawische Regierung wurde daraufhin gestürzt . Die Nachricht hiervon 
wurde in der deutschen ,Horgenpreese vom 28. März 1941 veräffent= 
licht. Die übrgenausgabe der Zeitungen wurde zum Zeit bereits in 
den späten Abendstunden des 27. März 1941 im straßenhandel vertríe= 
ben (UK. S. 5 o.) . Ber Angeklagte erfuhr am 27. März 1941 mittags 
durch den Berner Sender den Sturz der jugoslawischen* Regierung, Set 
es, daß er diesen Sender selbst abhörte, Set es, daß es ihm jemand, 
der ihn abgehört hatte, unter Nennung der~ Quelle erzählte. Bevor 
dieses Ereignis in der deutschen .Presse und im deutschen BundjUnk 

bekanntgegeben wurde, machte er dem Gefreiten L , der sich zur 
Bewachung von Kriegsgefangenen auf seinem Gut aujhíelt, von dem Ge= 
hörten Mitteilung. 

Das Sonderger acht hat die Anwendbarkeit des 5 2 .RundfVO nach 
der äußeren Ibtseite mit jblgender Begründung verneint: Die vom An= 
geklagten verbreitete Meldung des SChweizer Senders sei nicht ge= 
eignet gewesen, die Uíderst andskraft des deutschen Volkes zu ge= 
,fährden, da sie den Tatsachen entsprochen habe, da „ferner der Hugo= 
slawische *Staatsstreich einige Stunden später auch in Deutschland 
bekanntgegeben worden Set und da endlich bereits aus den .Htttıi= 
lungen über den Abschluß des Pcktes sich das Vcrhandense in von 
Schwierigkeiten ergeben habe und daher die .Meldung über den Staate= 
Stretch im deutschen VOlke keine besonders nachteiligen Wirkungen 
ausgelöst haben könne (UZ. S. 6 und 7 o.) . SChön insoweit kann dem 
Sondergericht nicht beigetreten werden. 

Die Hundjunkverordnung verlangt zum äußeren Tatbestand nur; 
daß die verbreiteten Nachrichten des ausländischen Senders ,geeíg= 
net sind, die Wtderstandskrajt des deutschen Volkes zu gefährden". 
zu ist nicht erforderlich, daß ein schädigender Erjclg oder gar 
eine besonders nachteilige Wirkung und nicht einmal daß eine ad= 
jChrdung eingetreten ist . Die in der Verordnung gemeinte zägnung 
wohnt grundsätsl ich allen Nachrichten inne, die schon ihrem .Inhalt 
nach dem deutschen Volk in seinem LebenskampjC abträglich sein 
können (Hast Bd. 75 s. 197,200) . Daß die Nachricht ungünstig für 
die deutsche Sache war, uerkennt das sondergericht nicht C0A.S.7) . 
ES lag daher nahe, den schlug zu ziehen, daß sie geeignet gewesen 
sei, wenigstens bei Teilen des deutschen Fblkes den Glauben an den 
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Steg .au beetnträcht gen oder d i e  Eínsatzbere ttechaft zu uerr in: 
gern. Auf d i e  vom Sondergerícht angeführteN GrUnde konıvıt es n icht  
an." Fahre' Nachrichten können d i e  Eignung ebensogut haben w i e  fa1= 
sehe. Wenn d i e  angeführte Entscheidung Res: Bd. 75 S. 197, 200 sagt, 
Nachrichten ausländischer Sender, d i e  :mit den deutschen Nachrichten 
Ubereinsttnzınten, se er: nicht gee ignet, d i e  Híderstandskraft des 
deutschen Volkes zu gefährden, so s i nd  damit  nur Nachrichten ge= 
meint,  d i e  zur Ze i t  der Verbreitung der Nachrichten des auslåndi= 
schon Senders schon bekanntgegeben waren, n ich t  aber auch solche, 
d i e  erst später bekanntgegeben werden, Ze i t  und Form der Bekannt= 
gabe ungunst iger Nachrichten muß den le i tenden s te l len  überlassen 
b le iben .  D i e  spätere Bekanntgabe der Nachricht durch deutsche Stel= 
len,  w i e  überhaupt a l l e  späteren Ere igntese, machen e ine  schon be= 
gangene Tat nicht nachträglich straft e s .  E*2d 1 ich schließt der  Z7m=-' 
stand, daß schon vorher ßšchsıierigke i tem bekannt waren, nicht aus, 
daß e i n e  we i te re  ungünstige Nachricht d i e  Widerstandskraft ge= 
fährdete.  . 

Den inneren Tatbestand des 15 2 RundfVO hat das Sondergericht 
verneint  (UA.  S. 7 o.),weı '1 d i e  Ilögl i chke i t  bestehe, daß der Ange=' 
klagte dami t  gerechnet habe, d i e  Veröffentlichung e íner so  wicht i=- 
gen Mt t te í lung  werde ıı ohne wei teres"  erfolgen. Auch diese Ausführung 
g e n t f e h l  . Es komaıt n icht  darauf an, was s i ch  der Angeklagte über 
des künf t ige Verhalten der .zus tdnd gen deutschen ste l len gedacht 
hat, sondern darauf, ¬ ob  er  s i ch  der  Umstände bewußt gewesen i s t ,  
welche d i e  Nachricht gee regnet znaehten, d i e  Pítderstandekraft des 
deutschen Volkes .zu gefährden. Bedingter Vorsatz genügt CRG.S't Bd.?5 
S. 197, 201). . 

Das Ü r t e i l  des Sondergerichts beruht nach alledem, soweit der 
Angeklagte freigesprochen worden i s t ,  auf fehlerhafter Rechtsanwen= 
dung und i s t ,  d a  e ine  neue Hauptverhandlung möglicherweise zu e iner  
Verurte Ölung führen w i rd ,  ungerecht . 

Es war a lso gemäß § .55 Abs. 4 ZustvO aufzuheben und d i e  
Sache an d i e  Vorinstanz zurüclnzuuerweíeen. 
geh. Müller Schwarz Schäfer 

Dr.Franclce Hac al 
. Q _ à "  


